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Vorbemerkung 

Der Bebauungsplan Nr. 744 wurde am 06.02.1989 dem Herrn 
Innenminister des Landes Schleswig-Holstein angezeigt. 
Mit dem Erlaß vom 17.04.1989 machte der Innenminister 
wegen einer in der Parkanlage Brook vorgesehenen Fläche für 
Ballspiele Bedenken geltend und wies auf die Verletzung 
von Rechtsvorschriften hin. 

Für die Berücksichtigung der Bedenken wäre ein satzungs­
ändernder Beschluß erforderlich. 

Dieser kann z. Z. nicht gefaßt werden, da in der Zwischenzeit 
im Zusammenhang mit der Sanierungsplanung "Hörnbereich" 
für den Grünzug und das Eckgrundstück an der Preetzer Straße/ 
Sörensenstraße neue Zielsetzungen entwickelt worden sind, 
deren Berücksichtigung zumindest für diese Flächen ein erneutes 
Aufstellungsverfahren erforderlich machen. 

Bei diesem Sachverhalt ist es zweckmäßig, den Bebauungsplan 
zu teilen und die nicht von den Bedenken erfaßten Flächen 
(B-Plan Nr. 744 Teil I) umgehend in Kraft zu setzen. 

Für die Flächen des Grünzuges und des Eckgrundstückes 
(B-Plan Nr. 744 Teil II) muß dann ein gesondertes Auf­
stellungsverfahren neu begonnen werden, bei dem auch die 
geltend gemachten Bedenken berücksichtigt werden. 

Soweit in der nachfolgenden Begründung Aussagen enthalten sind, 
die sich auf den Grünzug bzw. das Eckgrundstück beziehen, 
werden diese durch die Begründung des ins Verfahren zu bringenden 
Bebauungsplanes Nr. 744 Teil II neu formuliert. 

Dr. �Ing. FJ.D.e;ge 
Stadtbaura.t 
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1.0 Ziel und Zweck der Planung 

1.1 Anlaß zur Planaufstellung 

Der Bebauungsplan Nr. 744 soll für den Bereich Preetzer 

Straße, Sörensenstraße und Bielenbergstraße geänderte Pla­

nungsziele festsetzen und damit den in Teilflächen geneh­

migten Bebauungsplan Nr. 525 ablösen. 

Dieser sah auf den durch Betriebsverlagerung freigeworde­

nen Flächen entlang der Sörensenstraße eine 12-geschossige 

Bebauung vor, die den Eingangsbereich Gaardens im Sinne 

einer städtebaulichen Dominante gestalten sollte. Mit der 

Kerngebietsausweisung dieser Fläche sollten zugleich Ver­

sorgungsfunktionen für den Stadtteil erfüllt werden. 

Durch die zwischenzeitlich erfolgte Konzentration des Ein­

zelhandels an anderen Standorten ist diese Nutzungsauswei­

sung, die zudem durch die schwierigen Grundstücksverhält­

nisse und durch die ungünstige Zuordnung zum Einzugsbe­

reich belastet ist, nicht mehr gerechtfertigt. 

Als Zugang zum Grünzug Brook war lediglich eine durch Geh­

recht gesicherte Privatstraße vorgesehen. Die daneben bis 

zum Fußweg Mühlenteich verbleibenden Flächen waren als 

privater Kinderspielplatz vorgesehen. 

Sowohl die Konzeption der nicht realisierten Bebauung als 

auch die Anbindung des Grünzuges Brook an die Sörensen­

straße entspricht nicht mehr den heutigen städtebaulichen 

Vorstellungen. 

Konkreter Anlaß zur B-Planänderung sind die vorliegenden 

Ergebnisse der Rahmenplanung Gaarden. Es besteht die Ziel­

setzung, die Bebauung durch Zuweisung einer standortge­

rechten Nutzungsart und durch eine die Grundstücksverhält­

nisse berücksichtigende Bauweise zu erleichtern. 

1.2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich umfaßt die zwischen Preetzer Straße, 

Bielenber,gstraße, Mühlenteich sowie Hofstraße und Sörensen­

straße gelegenen Flächen mit einer Gesamtgröße von ca. 6 ha. 

Davon entfallen auf wesentlichen Veränderungsbereiche wie 

Grünanlage Brook ca. 1,3 ha und auf das brach liegende 

Grundstück an der Sörensens traße ca. 1 ha. 



1.3 Planinhalt 

- 2 -

1.3.1 Bauliche und sonstige Nutzung 

·,
'

Die wesentliche Änderung gegenüber dem B-Plan Nr. 525 be­
trifft das Eckgrundstück Preetzer Straße/Sörensenstraße. 
Mit der geänderten Nutzungsausweisung, künftig Mischge­
biet, wird das zulässige Nutzungsspektrum um die Wohnnut­
zung erweitert, für die besonders die zur Grünfläche ge­
legenen Grundstücksteile günstige Voraussetzungen bieten. 
Vorgesehen ist hier eine 4-geschossige blockbildende Be­
bauung, die sich an die Strukturen der benachbarten Bauge­
biete anlehnt. 

Die vorhandene Bebauung an der Buschfeldstraße unterschrei­
tet die nach der Landesbauordnung bis zur Straßenmitte 
einzuhaltende Abstandsfläche. Da mit Ausnahme der Eck­
situation zur Preetzer Straße auf der gegenüberliegenden 
Straßenseite eine Bebauung nicht vorgesehen ist, sind die 
Anforderungen des Brandschutzes, der Belichtung und der 
Belüftung in ausreichendem Maß gewährleistet. 

Die im Bebauungsplan Nr. 525 an der Sörensenstraße für 
einen privaten Klei11kinderspielplaLz vorgesehene Fläche 
wird als öffentliche Grünfläche ausgewiesen. Zusammen mit 
dem Straßenbegleitgrün entlang der Sörensenstraße erhält 
der Grünzug Brook somit eine Anbindung an den mit der 
künftigen Bebauung aufgewerteten Hörnbereich. 

In der Grünfläche befindet sich der Festplatz der Gaarde­
ner Gilde, der außerhalb der Veranstaltungen teilweise als 
Fläche für Ballspiele genutzt wird. Durch Aufstau der 
Mühlenau, die bislang im unteren Bereich verrohrt ist, 
kann der Mühlenteich, der sich hier bis zum Ausbau der 
Sörensenstraße befand und den Mittelpunkt des Dorfes 
Gaarden bildete, neu angelegt werden. 

Für die übrigen Flächen des Geltungsbereiches werden im 
wesentlichen die Planinhalte des B-Planes Nr. 525 über­
nommen. 

Korrekturen ergeben sich bei der Unterbringung der Stell­
plätze. So entfällt die Stellplatzanlage am Mühlenteich, 
die der Wohnbebauung Sörensenstraße 30 - 36 zugedacht war. 
Sie kann wegen der Grundbesitzverhältnisse, der vorhande­
nen Böschung und wegen des mittlerweile erhaltenswerten 
Baumbestandes nicht ausgebaut werden. 

1.3.2 Gestaltungsanforderungen 

Der geschlossen bebaute Stadtteil Gaarden erhebt sich ober­
halb einer teilweise- du�bB Abgrahl1ng entstandenen-H�ngkan­
t e und i s t d n durch vom in du s t r i e 11 / g e 1v erb 1 ich genutzten 
Fördeufer klar abgesetzt. Die stadtbildprägende Bebauung 
entlang der llangkante ist im Ver]auf der Mühlenstraße mit 
:l-geschossigen Werks1vohnungen bebaut-.. In dieses Ensemble 
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soll sich die Neubebauung auf dem Grundstück Preetzer 
Straße/S6rensenstraße einfügen. Dementsprechend sind die 
wesentlichen Elemente dieser Bebauung wie Gebäudestellung, 
H6henentwicklung und Baumaterialien im Bebauungs�lan fest­
gesetzt. Weiterhin sind Pflanzbindungen im Plan aufgenom­
men, mit denen ein Übergang zwischen den in mehreren 
Ebenen angeordneten Stellplätzen und der begrünten Hofflä­
che erreicht werden soll. 

1.3.4 Immissionsschutz 

2Z( 

Die Preetzer Straße und die S6rensenstraße sind im Gefieralver­
kehrsplan als "Verkehrsstraße" eingestuft und werden demzu­
folge auch weiterhin in erheblichem Umfang durch quartier­
fremde Verkehre frequentiert. Die daraus resultierenden Ver­
kehrsemissionen betragen lt. Lärmkarte tagsüber zwischen 
70 - 75 dB (A) und nachts 60 - 65 dB (A) und liegen damit 
über den entsprechenden Planungsrichtpegeln für Wohn- bzw. 
Mischgebiete. 

Die Überschreitung um ca. 15 dB (A) soll, da aktive Schall­
schutzmaßnahmen aufgrund der Gegebenheiten nicht durchführbar 
sind, durch den Einbau von Fenstern der Schallschutzklasse 
III ausgeglichen werden. Entsprechende textliche Festsetzun­
gen betreffen die Grundstücke an der S6rensenstraße, der 
Preetzer Straße und der Bielenbergstraße im Kreuzungsab­
schnitt. 

1.3.5 Erschließung 

Die vorhandenen Erschließungsanlagen im Baugebiet sollen 
im Bereich der S6rensenstraße und der Preetzer Straße um 
Parkspuren sowie teilweise um Abbiegespuren erweitert wer­
den. Die dafür erforderlichen Flächen sind im Bebauungs­
plan berücksichtigt. 

1,4 Abwägung 

Wie unter 1.3 erläutert, beinhaltet der Plan für große 
Teilbereiche lediglich geringfügige Korrekturen gegenüber 
dem Bebauungsplan Nr. 525. 

Abwägungsrelevante Sachverhalte für diese Bereiche ergaben 

sich somit nicht, 

Für das brachliegende Grundstück an der SBrensenstraße stellt 
sich die neue Planung mit der weniger attraktiven Mischge­
bietsnutzung und dem reduzierten Nutzungsmaß zunächst als 
Wertminderung dar. In Anbetracht der Tatsache jedocl1, daß in 
den vergangenen 15 Jahren seit Bestehen des Bebauungsplanes 
wiederholt Projekte wegen fehlender Nachfrage nicht reali­
siert. ,,erden konnten, kann dies nls Tni::liz dafür- gewertet wer­
den, dnß rlie fiir diesen Standort getroffenen Festsetzungen 
nicht trn�U1hig sind und somit auch nicht den Wert des Grund­
stücks bestimmten. 
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Darüber hinaus bestehen Entschädigungsansprüche nach§ 42 
Abs. 2 BauGB nicht. 

Von den neuen Planungsinhalten, die aus städtebaulichen Struk­
turen und Elementen des Stadtteiles entwickelt sind, werden 
Impulse für eine baldige Bebauung des Grundstücks erwartet, 
so daß mit den neuen Ausweisungen auch den Interessen der 
Grundstückseigentümer Rechnung getragen wird. 

1 .4.1 Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung nach 
§ 2 a (2) BBauG

Während der Bürgerbeteiligung wurden vom BUND S.-H folgende 
Anregungen bzw. Bedenken geäußert: 

Der BUND begrüßt die Erweiterung des Grünzuges Brook und die 
vorgesehene Anbindung an den Hörnbereich. Gleichzeitig wird 
darauf hingewiesen, daß durch die beabsichtigte Neuschaffung 
des Mühlenteiches die. dort inzwischen vorhandene artenreiche 
Brachlandvegetation gefährdet wird. Die AnJage des Teiches 
sollte daher unter weitgehender Schonung vorhandener Pionier­
gehölze und Vegetationsbestände erfolgen. Die Mühlenau sollte 
oberhalb der Teichanlage renaturiert werden. 

weiterhin werden Bedenken gegen die Bebauung des Grundstückes 
erhoben, weil dadurch vorhandene ökologische Biotopflächen 
zerstört werden. Statt dessen wird eine Ausweisung als "natur­
nahe'' Grünfläche gefordert. Die Beseitigung von Mauerresten 
und jegliche Nivellierung des Geländes sollte unterbleiben. 

Bewertung der Belange und Ergebnis der Abwägung 

Das Planungskonzept für den betreffenden Bereich wurde unter 
Berücksichtigung unterschiedlicher Belange anhand von Ent­
wurfsvarianten entwickelt. Der ausgewählte Entwurf rundet die 
Bebauung im Kreuzungsbereich ab und bindet den Grünzug Brook 
an die Sörensenstraße an. Mit der Bebauung wird der unmaß­
stäbliche Kreuzungsbereich räumlich gefaßt und dem histori­
schen Charakter dieser Fläche als stets bebautem "Dorfmittel­
punkt" Rechnung getragen. Dementsprechend kann auch der wei­
tergehenden Forderung, das gesamte Grundstück als naturnahe 
Grünfläche anzuweisen, nicht gefolgt werden. 

Mit der Festsetzung öffentliche Grünfläche - Parkanlage -
wird zunächst nur die Nutzung dieser Flächen gesichert. Bei 
den weitergehenden Darstellungen, z .  8. Teich. handelt es 
sich lediglich um Planungshinweise. Die endgültige Gestaltung 
der Flächen bleibt einem Gestaltungsgutachten vorbehalten, 
bei dem auch entschieden wird, in welchem Umfang vorhandene 
Vegetationsbestände erhalten bleiben können. 
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1.4.2 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Neben den Anregungen und Bedenken, die in die Planung einge­
arbeitet werden konnten, wurden folgende Anregungen und Be­
denken, die nicht berücksichtigt wurden, mitgeteilt. 

- Gewerbeaufsichtsamt -

1) Die Betriebe an der Preetzer Straße stehen einer WA-Aus­

weisung entgegen.

2) Anstelle der MI-Ausweisung für den Bereich Preetzer Str./
Sörensenstraße wird bei Verbleiben der Betriebe eine
GE (e) bzw. bei einer Betriebsverlagerung eine WA-Auswei­
sung empfohlen.

3) Der Ballspielplatz innerhalb der Grünfläche kann zu
"nicht unerheblichen Beeinträchtigungen" der anliegenden
Wohnbebauung führen.

- Industrie- und Handelskammer -

4) Es wird gefordert, daß die ansässigen Betriebe sich wie
bisher an die zukünftigen technischen und wirtschaftlichen
Gegebenheiten anpassen können.

- Stadtwerke Kiel -

5) Die in der Preetzer Straße geplanten Baumpflanzungen un­

terschreiten den von den Leitungen einzuhaltenen Mindest­
abstand und sollten verlegt werden.

Bewertung der Belange und Ergebnisse der Abwägung 

Zu 1: Innerhalb des Baublocks Buschfeldstraße befinden sich 
zwei Grundstücke, die in ihrem rückwärtigen Bereich ge­

werblich genutzt werden. Aus ursprünglich der Versor­
�ung des Gebietes dienenden Betriebsformen, wie z. B. 
einem Kohlenhändler, entwickelten sich im Laufe der 

Zeit Betriebe, die, wie der Bagger- und Fuhrbetrieb, 
eindeutig Gewerbegebieten zuzuordnen sind. Der hier 
seit 1936 offenkundige Konflikt (Genehmigung einer 
"Autohalle" für Lkw) ist, besonders im Hinblick auf die 
Wohnbebauung an der Buschfeldstraße, nicht durch eine 
andere Gebietsausweisung, sondern nur durch Verlagerung 
der Betriebe zu lösen. Bereits durch den Bebauungsplan 

525 haben diese Betriebe lediglich Bestandschutz. Eine 
Änderung dieser Rechtssituation ist aus städtebaulichen 
Gründen nicht vertretbar. 
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Zu 2: Das Baugebiet J.iegt an der Nc1htstellc zwischen dem 
gewerblich genutzten östlichen Fördeufer und dem Hörn­
bereich sowie den angrenzenden Wohnquartieren Gaardens. 
Infolge der Nachbarschaft, sowohl zur Wohnnutzung als 
auch zur gewerblichen Nutzung und wegen der Zentralität 
des Standortes bestehen hier für ein Mischgebiet gute 
Standortvoraussetzungen. 

Von den beiden hier vorhandenen Betrieben, die zulässig 
bleiben, gehen keine Emissionen aus, die das benach­
barte Wohnen wesentlich stören. Infolge der Mi-Auswei­
sung kann sich dies auch künftig nicht ändern, Für eine 
Verlagerung wird daher keine Notwendigkeit gesehen. 

Die Ausweisung dieser Flächen als eingeschränktes Ge­
werbegebiet würde erfahrungsgemäß nicht den genannten 
Anforderungen an das Ortsbild entsprechen. 

Für ein allgemeines Wohngebiet besteht bei diesen 
Flächen infolge der Verkehrsemissionen und der Nach­
barschaft zu gewerblichen Nutzungen nur eine bedingte 
Eignung. 

Beide Alternativen würden ohne erkennbare Notwendigkeit 
darüber hinaus das Nutzungsspektrum einengen und 
damit eine baldige Bebauung erschweren. 

Zu 3: Die Parkanlage Brook liegt mittig zwischen der Wohn­
bebauung Buschfeldstraße, dem gepl. Mischgebiet Preet­
zer Straße/Sörensenstraße und den Wohngebäuden entlang 
der Hofstraße. Während die zur Bebauung gelegenen Rand­
streifen intensiv begrünt sind, ist der mittlere Teil 
als Rasenfläche bzw. als Grandplatz angelegt. Diese 
Flächen werden für das jährlich stattfindende Gildefest 
benötigt. Der am Rand der Parkanlage vorhandene Kinder­
spielplatz deckt den Spielplatzbedarf nur unzureichend 
ab. Besonders fehlen Flächen für Bewegungs- und Ball­
spiele. Hierfür soll die Grandfläche zur Verfügung ge­
stellt werden. Ein Ausbau, etwa mit fest installierten 
Toren bzw. Ballfangzäunen ist nicht vorgesehen. Dies 
wäre auch wegen der Flächenanforderungen der Gilde 
nicht möglich. 

Unabhängig davon, ob sich durch das noch zu erstellende 
Gutachten "Naherholungsgebiet Brook" Änderungen hin­
sichtlich der beschriebenen Konzeption ergeben, kann 
bereits jetzt beurteilt werden, daß sich durch die 
Bc1llspielfläche zwar Emissionen ergeben, die durchaus 
auch als Beeinträchtigung empfunden werden können, 
diese sich aber im Rahmen des Zumutbaren bewegen 
werden. 
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Dafür spricht, daß Bolzplätze grundsätzlich in Wohn­
gebieten zulässig sind. Sie sind erforderlich, um Be­
wegungsraum für Kinder zu bieten und sie von öffentli­
chen Verkehrsflächen fernzuhalten, hier von der stark 
frequentierten Sörensenstraße und der Preetzer Straße. 

Das bereits vorhandene Abschirmgrün und die Entfernung 
zur geplanten Mischgebietsbebauung einerseits und das 
Fehlen wesentlicher Ausbaumerkmale von Bolzplätzen wie 
Tore und Ballfangzäune andererseits lassen vermuten, 
daß die Emissionen der Ballspielfläche unter denen ei­
nes herkömmlichen Bolzplatzes bleiben und damit erhebli­
che Beeinträchtigungen der anliegenden Wohnbebauung 
ausgeschlossen sind. 

Zu 4: Die westlich der Buschfeldstraße entlang der Preetzer 
Straße gelegenen Betriebe bleiben aufgrund der Mischge­
gebietsausweisung auch künftig zulässig. Lediglich die 
Baulichkeiten sollen sich im Rahmen der Festsetzungen 
des Bebauungsplanes entwickeln. 

Die im Battblock Buschfeldstraße gelegenen Betriebe be­
sitzen bereits aufgrund der Festsetzungen des Bebau­
ungsplanes 525 lediglich Bestandschutz. Es handelt sich 
bei diesen Betrieben um Folgenutzungen ehemals verträg­
licher Hinterhofbetriebe, die in der heutigen Form, 
z. B. Bagger und Fuhrbetrieb, angesichts der sie umge­
gebenen Wohnbebauung einen städtebaulichen Mißstand
darstellen.

Die geforderte ungehinderte Anpassung würde den Miß­
stand verfestigen und widerspricht damit den in§ 1 
BBauG formulierten Grundsätzen der Bauleitplanung 

Zu 5: Der Ausbau der Preetzer Straße ist lt. Generalverkehrs­
plan erforderlich. Dabei ist vorgesehen, den vorhande­
nen Bürgersteig teilweise zu verlegen und in eine Park­
spur umzubauen. Um die künftig 24 m breite Verkehrs­
fläche zu gliedern, sind im Bereich der Parkspur Baum­
pflanzungen vorgesehen. Da außer an dem vorgesehenen 
Standort Räume nur noch am Straßenrand, zum Vorgarten 
hin, gepflanzt�werden könnten, sie dort aber als Glie­
derungselement unwirksam wären, müssen die Leitungen, 
sofern es keine technischen Schutzvorkehrungen gibt, 
verlegt werden. 

1.4.3 Beteiligung der Bürger gemäß§ 3 (2) BauGB 

Während der öffentlichen Auslegung wurden von verschiedenen 
Trägern öffentlicher Belange die bereits wäl1rend der Beteili­
gung nach§ 2 (5) BBauG vorgebrachten Bedenken wiederholt. 
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Da keine neuen Sachverhalte gegeben sind, wird auf die Abwä­
gung unter 1.4.2 verwiesen. 

Zusätzlich regt der BUND S-H an, zur Eingrünung der Park­
palette an der Buschfeldstraße auch Bäume vorzusehen und die 
Tex tf es tse tzungen dahingehend zu enve i tern, daß nur s tandort­
gerechte, einheimische Pflanzen verwendet werden. 

Sinn der Textfestsetzung IV ist eine Eingrünung der ober­
irdischen Teile der Tiefgarage, Da�u werden geeignete Mittel, 
wie z. B. Bepflanzung (Bäume und Sträucher), Berankung oder 
Verwallung aufgezählt. 

Die Entscheidung, wie die oberirdischen Teile der Tiefgarage 
oder wie Stellplätze einzugrünen sind, sollte zweckmäßiger­
weise im Zusammenhang mit dem Bauentwurf entschieden werden. 

Die Forderung, standortgerechte und heimische Pflanzen vorzu­
sehen, kann entfallen, da oberirdische Teile der Tiefgarage 
sowie Stellplätze, und auf diese bezieht sich die Festset­
zung, nur im Blockinnenbereich entstehen kBnnen. Dort sind 
otä�te�auliohe Belange nicht berührt . 
.slttdlf,.r a//,r/.r,,, 

2.0 Maßnahmen zur Sicherung der Plandurchführung 

Falls erforderlich, kBnnen zur Neuordnung des Grund und 
Bodens angewendet werden: 

- die Umlegung (§§ 45 bis 79 BauGB)

- die Grenzregelung (§§ 80 bis 84 BauGB)

- die Enteignung (§§ 85 bis 112 BauGB).

Für Entschädigungsansprüche sind die§§ 39 j bis 44 c BauGB 
anzuwenden. 

3.0 Erschließungsbeiträge 

Zur Deckung des anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für 
Erschließungsanlagen werden Erschließungsbeiträge nach den 
Vor·schriften der §§ 127 bis 135 des Baugesetzbuches 
( BauGB) erhoben. Die Landeshauptstadt Kiel trägt gemäß 

§ 129 BauGB und ihrer Satzung über die Erhebung von Er­
schließungsbeiträgen in der jeweils gültigen Fassung 
10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 

Soweit nicht neue ErschließungsanJagen hergestellt, son­
dern vorhandene Erschließungsanlagen aus- oder umgebaut 
werden, werden Beiträge nach§ 8 des Kommunalabgabengeset­
zes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) erhoben. Die Lan-

----- -m�shätCf:>tst-.--äd t Kiel be teiligt-sic-h am·· bei·tragsfähigen - -Auf-
1,and im Rahmen der jeweils gültigen Fassung ihrer Satzung 
i.iber die Erhebung von Beiträgen fi.ir den Ausbau und Umbclu 
von vorhandenen Straßen, Wegen und Plätzen. 
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4.0 überschlägige Kosten und Fin�nzierung 

Bei der Verwirklichung des Bebauungsplanes entstehen für 
die Stadt folgende überschlägig ermittelte Kosten! 

1) Wert d. Grund und Bodens
der Verkehrs- und Grünfläche

2) Wert der Freilegung und Herstellung
- der Verkehrsflächen
- der Grünflächen

3) Netzbaukosten
- Beleuchtung
- Entwässerung

Gesamtkosten 

308.000,00 DM 

1.325.000,00 DM 
235.000,00 DM 

120.000,00 DM 
156.000,00 DM 

2.144.000,00 DM 
---------------

---------------

Die überschlägig ermittelten Gesamtkosten werden aus 
Haushaltsmitteln der Landeshiuptstadt Kiel gedeckt. 

Dr.-Ing. Flagge 
Stadtbaurat 

Hinweiserfüllung gern. Erlaß des Innenministers des Landes 
Schleswig-Holstein vom 17.01.1990 
Gesch.-Z.: IV 810 a - 512.113-2 (744) -

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 744 - Teil I -
sind aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Kiel - . Fassung 19 7 0 - und sein e.r 9 9 . Änderung e n t -
wickelt worden. 
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